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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.02.2026 

Geschäftszahl 

Ra 2025/17/0147 

Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2025/17/0148 

Ra 2025/17/0149 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2021/01/0150 B 17. Mai 2021 RS 2 (hier nur der dritte Satz bis zum Semikolon) 

Stammrechtssatz 

§ 138 ABGB regelt die Berücksichtigung des Kindeswohls im Rahmen des (zivilrechtlichen) 
Kindschaftsrechts (vgl. die Gesetzesmaterialien zu BGBl. I Nr. 15/2013, RV 2004 BlgNR, 24. GP, S. 16, 
wonach das "Wohl des minderjährigen Kindes ... der leitende Grundsatz des Kindschaftsrechts" ist und 
dort "in allen Angelegenheiten, die die Obsorge oder den persönlichen Kontakt betreffen, als leitender 
Gesichtspunkt zu berücksichtigen ist."). Im Rahmen der nach § 9 BFA-VG 2014 vorzunehmenden 
Interessenabwägung kommt den Kriterien des § 138 ABGB hingegen nach der Rechtsprechung des 
VwGH (vgl. VwGH 14.12. 2020, Ra 2020/20/0408) lediglich die Funktion eines 
"Orientierungsmaßstabs" für die Behörde bzw. das VwG zu. Zudem sei nochmals klargestellt, dass die 
Berücksichtigung des Kindeswohls im Kontext aufenthaltsbeendender Maßnahmen lediglich einen 
Aspekt im Rahmen der vorzunehmenden Gesamtbetrachtung darstellt; das Kindeswohl ist daher bei der 
Abwägung des öffentlichen Interesses an einer Aufenthaltsbeendigung mit den gegenläufigen privaten 
und familiären Interessen von Fremden nicht das einzig ausschlaggebende Kriterium. Die konkrete 
Gewichtung des Kindeswohls im Rahmen der nach § 9 BFA-VG 2014 vorzunehmenden 
Gesamtbetrachtung bzw. Interessenabwägung hängt vielmehr von den Umständen des jeweiligen 
Einzelfalls ab. 
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